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W er mit deutschen Projekt-
entwicklern spricht, hört 
Klagen. Oft dauere es jah-
relang, bis ein Bebauungs-

plan aufgestellt sei. Auch die Erteilung 
einer Baugenehmigung ziehe sich lange 
hin. Viel zu viele Vorschriften gebe es 
etwa in Bezug auf Lärm- und Brand-
schutz. Wer in mehreren Bundesländern 
tätig sei, müsse für identische Bauvorha-
ben unterschiedliche Landesbauordnun-
gen beachten. Die Folge: Das Bauen  sei 
kompliziert, langwierig – und teuer.

Diese Schwierigkeiten sind der Politik 
bewusst. Schon vor sieben Jahren  legte 
die von der damaligen Bauministerin 
Barbara Hendricks (SPD) eingerichtete 
Baukostensenkungskommission ihre 
Empfehlungen vor, die manche Forde-
rungen der Immobilienbranche aufnah-
men. So sprach sich die Kommission 
dafür aus, für alle Gesetze, Verordnun-
gen und Normen eine Folgenabschät-
zung für die Kosten des Wohnens ver-
pflichtend zu machen, die Landesbau-
ordnungen stärker an der (bundeswei-
ten) Musterbauordnung zu orientieren 
und die Erleichterung von Brandschutz-
anforderungen zu prüfen.

Obwohl diese Vorschläge längst nicht 
alle umgesetzt worden sind, arbeitet 
mittlerweile ein neues Gremium an wei-
teren Empfehlungen. Im Herbst soll das 
von der jetzigen Bundesbauministerin 
Klara Geywitz (SPD) ins Leben gerufene 
Bündnis bezahlbarer Wohnraum sein 
Abschlussdokument vorlegen. Dabei 
verfolgt auch das Bündnis das Ziel, Pla-
nung, Genehmigung und Realisierung 
von Bauvorhaben zu beschleunigen, 
bestehende Regeln und Normen zu über-
prüfen und die Kosten des Wohnungs-
baus zu begrenzen.

Anregungen könnten dabei die Nieder-
lande geben, findet Han Joosten, Leiter 
Gebietsentwicklung und Marktforschung 
bei der deutschen Tochtergesellschaft des 
niederländischen, auf Wohnungsbau spe-
zialisierten Projektentwicklers BPD. 
Ansätze für eine effizientere Planungs-
methode sieht der gebürtige Niederlän-
der vor allem im Omgevingswet (Umge-
bungs- oder Raumplanungsgesetz), das 
in den Niederlanden voraussichtlich 
Anfang 2023 in Kraft treten wird, laut 
Joosten aber schon seit drei Jahren in 
ausgewählten Kommunen getestet wird. 
Dieses Gesetz ist die Basis für den Umge-
bungsplan, den man sich als eine Kombi-
nation aus Flächennutzungs- und Bebau-
ungsplan vorstellen kann. „Der Umge-
bungsplan“, sagt Joosten, „legt die grund-
sätzlichen städtebaulichen Ziele in einem 
Gebiet fest und bietet dabei die Möglich-
keit, pragmatisch auf die jeweiligen 
Gegebenheiten einzugehen, wenn sich 
alle Beteiligten – Kommune, Investor und 
Anwohner – einig sind.“

„Absurde deutsche Vorschriften“

Als Beispiel dafür nennt Joosten die 
Möglichkeit, Neubauten selbst dann zu 
realisieren, wenn sie streng genommen 
nicht genehmigungsfähig, aber gesamt-
gesellschaftlich wichtig sind – also etwa 
günstige Wohnungen in der Nähe von 
Gewerbegebieten. Das neue Gesetz sieht 
außerdem vor, dass Bauherren sich nur 

vorhaben im Nachbarland betreut. Das 
Bauen mit vorgefertigten Elementen tra-
ge dazu bei, dass der Wohnungsbau in 
den Niederlanden günstiger sei als in 
Deutschland, sagt Kohl. 

Ein weiterer Grund dafür sei, dass 
weniger auf Details geachtet werde. 
Geländer und Klingeltableaus zum Bei-
spiel entsprechen nicht deutschem Stan-
dard, und auch deutsche Anforderungen 
an den Schallschutz werden nicht immer 
erfüllt. „Trotzdem“, versichert Kohl, 
„entstehen vollwertige Gebäude von 
hoher Lebensdauer.“

Diese unterschiedlichen Anforderun-
gen an die Gebäudequalität hängen mit 
dem spezifischen Umgang mit der selbst 
genutzten Immobilie zusammen. Wäh-
rend Deutsche in der Regel nur einmal im 
Leben eine Wohnung oder ein Haus kau-
fen, spricht man in den Niederlanden von 
der Wohnkarriere. „Niederländer erwer-
ben mehrmals im Leben – passend zum 
jeweiligen Lebensabschnitt – eine Immo-
bilie“, sagt BPD-Vertreter Joosten. „Bei 
dieser steigt tendenziell der Standard.“

Noch ein Unterschied findet sich.  „In 
den Niederlanden geht nichts ohne 
Kompromisse“, sagt Planer Christoph 
Kohl. Entsprechend sei auch die Partizi-
pation in den Niederlanden anders gere-
gelt als in Deutschland: „Während bei 
Beteiligungsprozessen in Deutschland 
die Alteingesessenen ihre Rechte vertei-
digen, werden in den Niederlanden vor 
allem die zukünftigen Bewohner ange-
sprochen.“

Grundsätzlich agieren die Niederlän-
der „pragmatisch, innovativ, clever und 
lösungsorientiert“, sagt Kohl. „Ich finde, 
dass wir beim Bauen in Deutschland eini-
ges davon übernehmen könnten.“ 
Zumindest in einem Punkt ist das auch 
schon erfolgt, nämlich bei der energeti-
schen Modernisierung: Dabei setzen 
immer mehr deutsche Wohnungsunter-
nehmen auf das Energiesprong-Prinzip, 
das mit vorgefertigten Bauteilen und 
digitalisierten Prozessen arbeitet und 
dadurch Kostenvorteile erzielt. Energie-
sprong heißt wörtlich Energiesprung – 
und das Prinzip ist, natürlich, in den Nie-
derlanden entwickelt worden. 

noch an eine einzige Anlaufstelle wen-
den müssen und dass Bauanträge digital 
bearbeitet werden. Noch sei das dafür 
erforderliche Softwaresystem allerdings 
nicht perfekt und störungsanfällig, räumt 
Joosten ein.

Trotzdem blickt Leo von Berger, Direc-
tor Development Strategies und ESG 
beim Immobilienunternehmen Empira, 
„ein bisschen neidisch“ auf die Rahmen-
bedingungen in den Niederlanden. Em -
pira hat nach eigenen Angaben in 
Deutschland gerade einen Bauantrag ein-
gereicht, der nicht weniger als 78 Leitz-
Ordner umfasst. „Vor allem die Digitali-
sierung und die Verschlankung des 
Genehmigungsprozesses haben großes 
Potential“, sagt er.  Auch die höhere Flexi-
bilität begrüßt er, wobei er auf „teilweise 
absurde Vorschriften“ zum Lärmschutz 
verweist, die beim Wohnungsbau in 
Deutschland einzuhalten seien.

„Wir müssen überlegen, welche Anfor-
derungen an Statik, Schallschutz und 
Brandschutz wirklich notwendig sind“, 
sagt auch Michael Voigtländer, Ökonom 
am arbeitgebernahen Institut der deut-
schen Wirtschaft (IW) Köln. Er spricht 
sich – ähnlich wie im niederländischen 
Modell – dafür aus, in den Bauordnungen 
hauptsächlich Ziele vorzugeben und es 
den Bauherren zu überlassen, wie sie die-
se Ziele erreichen wollen.

Dass die Niederlande beim Wohnungs-
bau Vorbildcharakter haben, hob Voigt-
länder 2018 in einer Untersuchung her-
vor. Demnach wirkte sich die größere 
Flexibilität positiv auf die Baukosten für 
Wohnungen aus: Während sich diese in 
Deutschland zwischen 2007 und 2017 um 
36 Prozent erhöht hatten, betrug die Stei-
gerung in den Niederlanden laut der 
damaligen Studie im selben Zeitraum nur 
6 Prozent. 

Qualität  ohne deutschen Standard

Mittlerweile aber hat sich dieser Vorteil 
relativiert. Seit 2017 seien auch in den 
Niederlanden die Baukosten deutlich 
gestiegen, sagt Voigtländer. Er begrün-
det dies mit dem Bauboom und der 
hohen Nachfrage nach Wohnungen, die 
es den Projektentwicklern auch im Nach-
barland erlaubt haben, wenig kostenspa-
rend zu bauen und die Marge zu erhö-
hen. Trotzdem seien die Erfahrungen 
der Niederlande gerade in der jetzigen 
Marktphase spannend, findet der Immo-
bilienkenner. „Projektentwickler müssen 
sich nun mehr anstrengen und größeren 
Wert auf kostengünstiges Bauen legen“, 
sagt er. „Dabei könnten einheitliche 
Bauvorschriften helfen, weil sie das 
serielle Bauen erleichtern würden.“ In 
den Niederlanden baut man jetzt in 

hohem Maße mit vorgefertigten Elemen-
ten, wie der Architekt und Stadtplaner 
Christoph Kohl berichtet, der lange eine 
Architektengemeinschaft mit dem in den 
Niederlanden tätigen Planer Rob Krier 
hatte und auch jetzt noch mit seinem 
Berliner Büro mehrere Wohnungsbau-

Wohnungen sollten sich auch in Deutschland preiswerter bauen lassen. 
Manche würden sich dafür gern an den Niederlanden orientieren. 

Doch leicht wird das nicht.
Von Christian Hunziker, Berlin

So kann günstiges Wohnen gelingen

Vorbildlich: Vorgefertigte Teile verbilligen das Bauen in den Niederlanden. Foto Mauritius

Endlich setzt die Bundesregie-
rung es auch offiziell um: Wer 
ein neues Haus baut, braucht 

keine staatliche Klimaförderung. Sol-
che Zuschüsse reichten kaum noch 
über den Mitnahmeeffekt hinaus und 
sind ab dem kommenden Jahr für 
Bauherren nicht mehr erhältlich.  Das 
Haus von Bundeswirtschaftsminister 

Robert Habeck verzichtet daher zum 
Jahreswechsel auf die teure Neubau-
hilfe.  Der grüne Minister konzentriert 
sich zu Recht auf Sanierungen, weil 
im Bestand die Treibhausgasemissio-
nen höher sind und sinken müssen. 
Die Förderung für den Neubau wan-
dert ins Bauministerium von Klara 
Geywitz und soll weitgehend zins-
günstige Kredite umfassen. Die SPD-
Ministerin dürfte damit auf das Koali-
tionsziel von 400 000 neuen Wohnun-
gen im Jahr einzahlen, was nur noch 
schwer erreichbar ist.    Doch wenn es 
um bezahlbares Wohnen in Großstäd-
ten geht, sind Altbauwohnungen oft  
attraktiv, wie eine Auswertung des 
Hamburgischen Weltwirtschaftsinsti-
tuts von Kaufangeboten zeigt. Aus 
Sicht der Nachhaltigkeit ist es ohnehin 
besser, ältere Häuser zu ertüchtigen, 
als weitere Einfamilienhäuser auf der 
grünen Wiese anzusiedeln. Am besten 
wäre es, wenn die Regierung ihre 
knappen Mittel auf den Ausbau und 
die Aufstockung bestehender Gebäu-
de konzentriert.

Wie viel ein Neubau mehr 
kostet als ein Altbau   Seite I 3

Teures Bauen
Von Jan Hauser

Viele Projektentwickler geben derzeit 
ihre Bauvorhaben auf oder verschieben 
sie zumindest, weil die Baupreise so 
stark gestiegen sind – aus Ihrer Sicht eine 
übertriebene Reaktion?
Ich kann diese Entwicklung ebenfalls 
beobachten, wobei es eine Zweiteilung 
des Markts gibt. Ich vermute, dass 
momentan mindestens ein Drittel der 
Projektentwickler ihre Vorhaben zeitlich 
nach hinten schieben. Das ist erst einmal 
keine übertriebene Reaktion, sondern 
eher eine Vorsichtsmaßnahme, da viele 
nicht wissen, wo die Reise hingehen soll. 
Viele Bauherren oder Bestandsvermieter 
sehen sich mit der sehr speziellen Kons-
tellation aus nun eingetretener Zinswen-
de, Inflation, gestiegenen Bau- und Mate-
rialkosten, der weggefallenen KfW-Zu-
schüsse sowie der Gefahr des Green-
washings konfrontiert. Dies betrifft nicht 
alle Bereiche und vor allem nicht alle 
Lagen. Vor allem Wohn- und Gewerbe-
immobilien in B- und C-Lagen sind 
betroffen. Hinsichtlich der A-Lagen spü-
ren Projektentwickler davon wenig – für 
A-Lagen werden nach wie vor rentable 
Preise gezahlt. Familien und Normalver-
diener können diese Entwicklungen 
schon lange nicht mehr mitgehen. Hier 
sprengt jede Energiekosten- oder Miet-
steigerung das ohnehin schon überstra-
pazierte Budget. 

Wie realistisch ist die Vorstellung, dass 
Bauherren die Baupreise im Zaum hal-
ten können?
Auch hierbei muss man differenzieren, 
denn es gibt zwei Gruppen. Einigen 
Projektentwicklern ist dies kaum zu -
zutrauen, denn sie nehmen beispiels-

weise immer noch relativ unkritisch 
die Pläne ab, die ihnen von den Archi-
tekten präsentiert werden. Grundprob-
lem vieler Architektenverträge ist fol-
gender Mechanismus: je höher die 
Baukosten, desto höher das Honorar. 
Andere Projektentwickler haben hin-
gegen Wissen und Zugang zur Bau-
wirtschaft und zu alternativen, oft effi-
zienteren Bautechnologien und preis-
werteren Materialquellen. Sie können 
mit geringeren Gesamtkosten planen 
und damit die Baupreise einigermaßen 
im Zaum halten. 

Gilt das auch für kleine, private Bau -
herren?
Auch hierbei gilt im Grunde genommen 
das gleiche Prinzip. Diejenigen, die 
Ahnung vom Bauen haben, sind klar im 
Vorteil. Der erfahrene Handwerker, der 
die Materialien kennt und möglicherwei-
se selbst auf dem Bau mitarbeitet, kann 
nach wie vor noch „günstig“ sein eigenes 
Haus errichten. Diejenigen, die den Bau 
einfach als Dienstleistung in Auftrag 
geben, haben diese guten Voraussetzun-
gen nicht und müssen gewissermaßen 
den „vorgesetzten“ Preis zahlen. Grund-
sätzlich ist es immer noch eine gute Mög-
lichkeit, mit seriösen Pauschalanbietern 
zusammenzuarbeiten. In diesem Bereich 
wird oftmals seriell und günstig gebaut. 
Insgesamt sind hier die Preise in der 
Regel niedriger als im Individualhausbe-
reich. 

Führen verringerte CO2-Emissionen im 
Bau und späteren Betrieb von Gebäu-
den nicht automatisch zu höheren Bau -
preisen?

Sowohl im Bau als auch im späteren 
Betrieb führt die Einsparung von CO2-
Emissionen zukünftig zu niedrigeren 
Gesamtkosten. Es liegt auf der Hand, 
dass allein schon durch die steigenden 
Energiekosten und die CO2-Besteuerung 
Baumaterialien, die bestenfalls regional 
und mithilfe regenerativer Energien 
hergestellt werden, künftig günstiger 
sind als konventionell hergestellte Bau-
stoffe. Insbesondere zementhaltige 
Materialien, Kalksandstein oder Mörtel-
gruppen stehen hierbei im Fokus, denn 
diese werden leider derzeit noch mit fos-
silen Energieträgern hergestellt. Bereits 
vorhandene Technologien und Einspar-
potentiale werden noch nicht genutzt. 
Wenn darauf geachtet würde, ein eher 
leichtes Gebäude zu bauen, könnte eine 
erhebliche Menge des Materials – damit 
auch Energie und CO2-Emissionen – 
eingespart werden. Meiner Erfahrung 
nach können auf diese Weise zum Bei-
spiel bis zu 30 bis 70 Prozent der Beton-
mengen für Rohbauten und Infrastruk-
turvorhaben eingespart werden, was 
wiederum gepaart mit der Nutzung vor-
handener Technologien leicht 40 bis 80 
Prozent CO2-Einsparpotential birgt. In 
erster Linie geht es darum, regionale, 
natürliche und gesunde Baustoffe effizi-
ent einzusetzen und somit das Gebäude 
schlanker, leichter, atmungsaktiver und 
natürlich gedämmt zu realisieren. Natür-
liche, feuchtigkeitsregulierende Bau-
stoffe und atmungsaktive Gebäudehül-
len, gepaart mit Lowtech statt Hightech, 
sind am Ende gesünder, günstiger und 
nachhaltiger. 

Die Fragen stellte Michael Psotta.

| VIER FRAGEN AN: Torsten Nehls, Projektentwickler Belle Époque |

„Lowtech zuweilen besser als Hightech“
Über die vielfältigen Möglichkeiten, die hohen Baupreise im Zaum zu halten WIR KAUFEN GEWERBEIMMOBILIEN!
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für Kleidung, Schuhe, Drogerie, Tiernahrung etc. ab ca. 500 m² Verkaufsfläche.

Außerdem suchen wir Grundstücke für den Einzelhandel.
Wir bevorzugen kurzlaufende Mietverträge. Scholten Immobilien GmbH

Bad Bentheim, Telefon Mobil: 0172/8804777, jos@scholten-immobilien.nl

Der Meiserhof, historisches
Hofgut (1849) mitten im

Naturpark Pfälzerwald gelegen.
Ein Stück vom Paradies

ist weiterzugeben!
Impressionen: www.meiserhof.de

Bitte nur ernstgemeinte,
schriftliche Anfragen

Ein Juwel im Grünen

Denkmalschutzobjekt in Sachsen

Nur noch 2 große Eigentumswohnungen
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afaimmobilie@t-online.de – 0172/1818897

Immobilien Gesuche

Wohnimmobilien

Gestalten und schalten Sie Ihre Anzeige
ganz einfach online: immobilienmarkt.faz.net
Gestalten und schalten Sie Ihre Anzeige 
ganz einfach online: immobilienmarkt.faz.net

Immobilienmarkt

www.denkmalschutz.de

Spendenkonto
IBAN: DE71 500 400 500 400 500 400
BIC: COBA DE FF XXX, Commerzbank AG

Wir erhalten Einzigartiges. Mit Ihrer Hilfe!

HIMMELSBOTEN,
VON UNS GERETTET.

Taube über dem Kanzelaltar in
der Dorfkirche im thüringischen
Bettenhausen.
Mehr über die Geschichte
dieses Denkmals:
www.dieganzegeschichte.de

Eines von vielen tausend
geförderten Denkmalen.

Herzforschung
rettet Leben!
Die Forschungsförderung
nah am Patienten ist ein
großes Anliegen der
Deutschen Herzstiftung.
Denn Forschung trägt dazu
bei, die Lebensqualität
von Herzpatienten zu
verbessern.

Herzforschung nützt uns
allen … aber sie finanziert
sich nicht von allein.

Bitte helfen Sie mit
Ihrer Spende!

Frankfurter Sparkasse

DE71 5005 0201 0000 9030 00

Spendenkonto

Stichwort: Herzforschung

Deutsche
Herzstiftung
www.herzstiftung.de

F.A.Z.
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für Deutschland.
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